Zum Bericht „Dissens unter Nachbarn“, BZ vom 30.7.2009

In Bezug auf Ihren Artikel über die Kappler Altlast und die Bedenken der Gemeinde Kirchzarten hinsichtlich einer Umlagerung bedarf es noch einiger Klarstellungen. 
Nach einheitlicher Aussage der Verantwortlichen beim Umweltschutzamt und des Gutachters der Projektentwicklungsgesellschaft Dr. Eisele im Rahmen der Ortsbegehung vom 15.6.2009 ist der Grund für die „Sanierung“ nicht die Grundwassergefährdung. Weder vom Gebiet A noch von der Halde D gehen aus der Sicht von  Behörde und Investor derzeit Gefahren für das Grundwasser aus. Nein, der eigentliche Grund, weshalb hier hochkontaminiertes Material umgelagert werden muss, ist die Absicht, dieses Gelände zu bebauen. Es geht keinesfalls um den Schutz der Bevölkerung vor drohenden Gefahren, sondern um die Absicht, mit der Bebauung dieses Areals Geld zu verdienen. Dagegen ist prinzipiell nichts einzuwenden.
Problematisch wird dieses Vorhaben allerdings dann, wenn durch die Sanierung erst Gefahren entstehen. So wurde vom Umweltschutzamt eingeräumt, dass es im Zuge der Auskofferung des Materials zu einer sehr starken Mobilisierung und erheblichen Schwermetalleinträgen ins Grundwasser kommen wird. Offensichtlich nimmt man dies in Kauf, ohne zuvor jedoch zu klären, wer für Kosten und Risiken aufkommt. Ist es die Öffentlichkeit oder sind es diejenigen, die den Profit suchen? 
Dieselbe Situation stellt sich im Blick auf die Umlagerung des Materials nach Kirchzarten dar. Das – laut des Gutachters - um ein Vielfaches stärker belastete „Freiburger Material“ aus Halde A soll möglichst günstig auf Kirchzartener Gemarkung abgelagert werden. Bei der Ortsbegehung wurde dargelegt, dass keineswegs eine chemische Einbindung der Schwermetalle geplant ist, sondern diese lediglich mechanisch verfestigt werden sollen. Klar wurde auch, dass die vorgestellten Berechnungen zur Standsicherheit der Halde D am grünen Tisch entstanden sind, weil bspw. die reichlich vorhandenen Hangwassereinträge unberücksichtigt blieben. Das alles deutet auf eine möglichst kostengünstige Verlagerung der Problematik hin. 
Wer aber trägt das Risiko, wenn diese Billigsanierung – sei es auch erst in fünfzig bis siebzig Jahren – fehlschlägt? Die Antwort lautet: Die Allgemeinheit in Form der Gemeinde Kirchzarten und die Anwohner in Neuhäuser. Und bei dieser Sachlage muss dann schon die Frage erlaubt sein: Darf man das Ansinnen, mit der Bebauung des Stolberger Zink Areals Geld zu verdienen, zulassen, wenn dadurch unabschätzbare Folgen für Dritte entstehen? Kirchzartens Gemeinderäte haben hier über alle Fraktionen hinweg eine klare Stellung bezogen: Man darf es nicht!
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